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STAND MONTAFON/FORSTFONDS 

 
NIEDERSCHRIFT 

 

 
aufgenommen am 12. Oktober 2004 im Maisäßhaus Gauertal des 

Standes Montafon anlässlich der 32. Sitzung der 

Forstfondsvertretung in der laufenden Legislaturperiode. 

 

Auf Grund der Einladung vom 06. Oktober 2004 nehmen an der im 

Anschluss an die Standessitzung auf ca 16.00 Uhr einberufenen 

Forstfondssitzung teil: 

 

Standesrepräsentant Bgm Dr Erwin Bahl, Schruns; 

Bgm Guntram Bitschnau, Tschagguns; 

Bgm Willi Säly, Silbertal; 

Bgm Martin Vallaster, Bartholomäberg; 

Bgm Burkhard Wachter, Vandans; 

VizeBgm Dr Günter Flatz, St. Anton; 

VizeBgm Dietmar Lorenzin, St. Gallenkirch; 

 

Entschuldigt:  Bgm Fritz Rudigier, St. Gallenkirch; 

 Bgm Gerhard Blaas, Gaschurn; 

 Bgm Rudolf Lerch, St. Anton; 

 

Schriftführer:  Standessekretär Mag Johann Vallaster; 

 

Der Vorsitzende eröffnet um 16.20 Uhr die Forstfondssitzung 

und stellt gemäß Standesstatut die Beschlussfähigkeit fest. 

 

Gegen die vorliegende Tagesordnung wird nach Umfrage kein 

Einwand erhoben, zur Erledigung steht somit nachstehende 

 

Tagesordnung 

 

1.) Genehmigung der Niederschrift über die 31. Sitzung vom 

14.09.2004; 

2.) Ausübung des Vorkaufsrechtes für das Maisäßhaus 

„Erhart´s Maisäßle“ im Gargellental; 

3.) Berichte; 

4.) Allfälliges; 
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Erledigung der Tagesordnung 

 

Pkt. 1 

 

Die allen Forstfondsvertretern per Email übermittelte 

Niederschrift der 31. Sitzung vom 

14. September wird über Antrag des Vorsitzenden einstimmig 

genehmigt und unterfertigt. 

 

 

Pkt. 2 

 

Vom Vorsitzenden wird unter Hinweis auf die Beratungen in der 

vergangenen Forstfondssitzung informiert, dass mit Telefax vom 

06. Oktober von Herrn Willi Christian aus Thüringen ein 

konkret unterfertigtes Angebot für sein Interesse zum Ankauf 

des Maisäßhauses um 80.000,-- EUR eingelangt ist, und nun der 

Forstfonds als Vorkaufsberechtigter gemäß den einschlägigen 

Bestimmungen des ABGB binnen 30 Tagen eine Entscheidung über 

die Ausübung dieses Vorkaufsrechtes zu treffen hat. 

Vom Standessekretär wird dazu informiert, dass vom Obmann des 

Jagdausschusses der Jagdgenossenschaft St. Gallenkirch Stock 

II großes Interesse an einer Anmietung des Maisäßhauses für 

jagdliche Zwecke bekundet wurde. 

Unter Bezugnahme auf die Beratungen in der Vorsitzung wird 

nach kurzer Diskussion die Ausübung des Vorkaufsrechtes und 

damit der Ankauf des Maisäßhauses um einen Betrag von 80.000,-

- EUR einstimmig beschlossen. Die Finanzierung des Kaufpreises 

zuzüglich Gebühren hat im Wege einer Darlehensaufnahme mit 

einer Laufzeit von 20 Jahren zu erfolgen, wozu von der 

Standesverwaltung entsprechende Angebote einzuholen sind. 

Das Maisäßhaus soll raschest möglich einer Nutzung zugeführt 

werden, wobei vorrangig weitere Verhandlungen mit der 

Jagdgenossenschaft zu führen sind. 

 

 

Pkt. 3 – Berichte: 

 

a) Vom Standessekretär wird über das von der BH Bludenz vom 

07. Oktober 2004 übermittelte forstliche 

Entschädigungsgutachten für die Festlegung von Quell-

schutzgebieten für die Brunnenquellen 1 bis 3 der 

Wassergenossenschaft Silbertal informiert. In diesem 

Gutachten kommt der forsttechnische Amtsachverständige auf 

eine jährliche Entschädigung von insgesamt 250,70 EUR. 

Zusätzlich wird über die Vorsprache des Obmannes Franz 

Küng informiert, anlässlich welcher auch eine Kopie der 

neuesten Trinkwasseruntersuchung durch das Umweltinstitut 

des Landes übergeben wurde. In diesem Gutachten ist 

festgehalten, dass das Wasser der Brunnenquelle 3 in ihrer 
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biologischen Beschaffenheit den Bestimmungen der 

Verordnung „Qualität von Wasser für den menschlichen 

Gebrauch“ und des Codexkapitels B1 „Trinkwasser“ teilweise 

nicht entspricht und daher das Wasser als nicht 

genusstauglich zu beurteilen ist. Somit darf das 

gegenständliche Wasser im Sinne des Lebensmittelgesetzes 

in dieser Form nicht in Verkehr gebracht werden. Im 

Gutachten wird die Wasserinteressentschaft aufgefordert 

umgehend die festgestellten baulichen Mängel zu beheben 

und die geplanten Neufassungen der Quellen möglichst bald 

durchzuführen. Dem Umweltinstitut ist durch regelmäßige 

Überprüfungen nachzuweisen, dass binnen 30 Tagen den 

einschlägigen Parameterwerten entsprochen wird. 

Zusätzlich wird informiert, dass im Schreiben der 

Bezirkshauptmannschaft Bludenz vom Sachbearbeiter Mag 

Dietmar Keckeis die Absicht bekannt geben wurde, 

entsprechende Regelungen betreffend Schutzgebiete bzw 

Entschädigungen für die Brunnenquelle 3 wie diese im 

Bescheid vom 30.05. 1996 verankert sind, mit dem neuen 

Bescheid über die Festlegung der Schutzzonen aufzuheben 

bzw zu ändern. Diese Vorgansweise löst insofern einiges 

Unverständnis aus, als mit der Wassergenossenschaft 

Kristberg für die Brunnenquelle 3 eine 

Entschädigungsregelung aus dem Jahre 1986 auf Basis einer 

privatrechtlichen Vereinbarung besteht und diese auch im 

genannten Wasserrechtsbescheid wasserrechtlich beurkundet 

ist.  

Zur Entschädigungsfrage für die Festlegung von 

Quellschutzgebieten entwickelt sich eine rege Diskussion, 

im Rahmen welcher auf die Tatsache verwiesen wird, dass 

die Thematik von Schutzzonen den Forstfonds in Zukunft 

verstärkt betreffen wird, da praktisch fast in allen 

Forstfondsgemeinden Wasserversorgungsanlagen mit Quellen 

auf Forstfondsbesitz gespeist und betrieben werden. Die 

Forstfondsvertretung äußert die neuerliche Überzeugung, 

dass die mit Beschluss getroffenen 

Entschädigungsregelungen zu vollziehen sind. Zur Klärung 

der weiteren Vorgangsweise soll in den nächsten Tagen eine 

nochmalige Besprechung mit den Vertretern der 

Wassergenossenschaft stattfinden. 

Bgm Säly informiert in diesem Zusammenhang ebenfalls über 

die Vorsprache des Obmannes bei ihm sowie seine 

Rücksprache mit dem Landeswasserbauamt. Dort wurde dem 

Bürgermeister mitgeteilt, dass die Neufassung der Quelle 

unverzüglich zu veranlassen ist, dies allenfalls auch 

gegen den Willen des betroffenen Grundeigentümers. 

b)  Im Zuge einer Besprechung für die Errichtung der 

Forststraße Beerböden in St. Gallenkirch 

(naturschutzrechtliche, wasserrechtliche und 

forstrechtliche Bewilligung) wurde vom Vertreter des 

Wasserwirtschaftlichen Planungsorgans DI Wolfram Hanefeld 



  

 

32. Forstfondssitzung: 12.10. 2004  Seite - 4 - 

die Ausarbeitung eines Schutzgebietsprojektes für die 

Quellen im Unterhang des Erschließungsgebietes 

(Blasbleiquelle, Blackenlochquelle und 

Kupferbrunnenquelle) gefordert. In diesem Projekt  sind 

die Schutzgebiete auf Grundlage der hydrologischen 

Untersuchungen für die erforderlichen Schutzzonen 1, 2 und 

allenfalls 3 auszuweisen. Die Gemeinde St. Gallenkirch 

wird im Einvernehmen mit dem Stand Montafon die 

Ausarbeitung eines Schutzgebietsprojektes in Auftrag 

geben. 

Hier zeigen sich neuerlich die auch für die 

Waldbewirtschaftung verbundenen Einschränkungen und 

Auflagen in Zusammenhang mit Wasserversorgungsanlagen. 

c) Bgm Wachter informiert in diesem Zusammenhang, dass auch 

die Gemeinde Vandans hinsichtlich der von ihr genutzten 

Garsillaquellen an den Forstfonds herantreten wird und an 

einer langfristigen Regelung mit dem Grundeigentümer 

interessiert ist. Bgm Wachter sichert in diesem 

Zusammenhang zu, dass die Gemeinde Vandans 

selbstverständlich bereit ist eine angemessene 

Entschädigung an den Grundeigentümer zu leisten, zumal mit 

solchen Quellvorkommen auch langfristig die 

Wasserversorgung in der Gemeinde gesichert werden kann und 

der Forstbetrieb damit auch in die Lage versetzt wird, 

dringend benötigte Einnahmen für die Waldbewirtschaftung 

zu erlangen. 

d) Von mehreren Unterliegern im Bereich des Standeswaldes 

Mottatobel und Kilkawald in Gaschurn wurde bei der 

Bezirkshauptmannschaft Bludenz ein Antrag auf Bannlegung 

dieses Waldes eingebracht, wozu von der Behörde eine 

Besprechung im September abgehalten wurde. Anlässlich 

dieser Besprechung wurde sowohl vom Vertreter der WLV (DI 

Schilcher) und von der Forstbehörde (DI Zech) im we-

sentlichen ausgeführt, dass die vom Stand Montafon 

praktizierte bzw die im gegenständlichen geplante Art der 

Nutzung des Schutzwaldes unter Berücksichtigung der 

Sicherheitsinteressen der Unterlieger Stand der heutigen 

forstlichen Bewirtschaftung darstelle. Vom Betriebsleiter 

DI Malin wurde bei der genannten Besprechung erklärt, dass 

aus Sicht des Grundeigentümers grundsätzlich kein Einwand 

gegen die beantragte Bannlegung besteht und seitens der 

Behörde daher die weiteren Schritte in die Wege geleitet 

werden können.  

 

 

Pkt. 4 – Allfälliges: 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

Ende der Sitzung: 17.20 Uhr; 
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Schruns, am 14. Oktober 2004 

Schriftführer:       

 Forstfondsvertretung 

 
 


